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DVF-Geschäftsführer Hailer als Sachverständiger bei Bundestags-Anhörung: 
 

Fernstraßengesellschaft bringt Vorteile für Bund un d Länder  
 

Staatssekretär Ferlemann kündigt entsprechende Gesetzesentwürfe an 
 
Berlin, 13. April 2016 – „Bund und Länder profitieren von einer 
Bundesfernstraßengesellschaft. Die Länder bekommen finanzielle 
Planungssicherheit, personelle Entlastung und mehr Qualität bei Fernstraßen. 
Der Bund erhält Steuerungskompetenz, Transparenz und besseres Controlling“, 
betonte DVF-Geschäftsführer Thomas Hailer  bei der Anhörung des 
Bundestagsausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur als 
Sachverständiger zur Ausgestaltung einer Bundesfernstraßengesellschaft.  

„Wir dürfen die seit Jahren bestehenden Ineffizienzen bei der Projektabwicklung 
der Bundesfernstraßen nicht länger hinnehmen. Die uneinheitliche Entwicklung 
des Bundesfernstraßennetzes, mangelnde finanzielle Planungssicherheit und die 
getrennte Verantwortung zwischen Bund und Ländern müssen beendet werden. 
Die Etablierung einer privatwirtschaftlich organisierten 
Bundesfernstraßengesellschaft im staatlichen Eigentum ist ein Teil der Lösung“, 
so Hailer weiter.  

Vor dem Ausschuss plädierte Hailer daher für eine „Drei-Säulen-Lösung“: 

1. Etablierung einer Bundesfernstraßengesellschaft  
2. Optimierung der Auftragsverwaltungen der Länder  
3. Einrichtung eines Sondervermögens zur Durchfinanzierung von 

Infrastrukturprojekten 

Der DVF-Geschäftsführer begrüßte ausdrücklich, dass das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur an den notwendigen Gesetzen zur Änderung 
des Grundgesetzes und zur Einrichtung einer Bundesfernstraßengesellschaft 
arbeite. Der Parlamentarische Staatssekretär Enak Ferlemann MdB  hatte den 
Verkehrsausschuss des Bundestags im Rahmen der Anhörung darüber 
informiert. „Die Weichen für eine Bundesfernstraßengesellschaft müssen noch in 
dieser Legislaturperiode durch eine Grundgesetzänderung im Einvernehmen 
zwischen Bund und Ländern herbeigeführt werden“, forderte Hailer. 

Die Bundesfernstraßengesellschaft müsse laut Hailer: 

• sich vollständig im staatliches Eigentum befinden, 
• privatrechtlich organisiert sein, 
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• im ersten Schritt für Bundesautobahnen, perspektivisch aber auch für 
Bundesstraßen zuständig sein, 

• für Planung, Finanzierung, Bau, Betrieb und Erhalt aus einer Hand 
verantwortlich zeichnen, 

• Steuerungs- und Koordinierungsfunktion gegenüber 
Auftragsverwaltungen der Länder besitzen, 

• eine effiziente, mehrjährige Durchfinanzierung von Projekten über 
Sondervermögen aus Nutzerentgelten, Steuermitteln und kurzfristigen 
begrenzten Krediten durchführen und 

• privates Kapital auf Projektebene über ÖPP mobilisieren. 

Begleitet werden müsste diese Reform unbedingt durch eine langfristig 
verstetigte, auskömmliche und überjährige Durchfinanzierung von 
Bundesverkehrswegen, idealerweise durch ein Sondervermögen aus 
Steuermitteln, Nutzerfinanzierung und begrenzten Übergangskrediten, sagte 
Hailer.  

Mit der Optimierung der Auftragsverwaltungen der Bundesländer, wie sie auch 
die Verkehrsministerkonferenz der Länder in ihrem jüngsten Beschluss fordert, 
könne umgehend begonnen werden. „Darin liegen große Chancen, wie der 
Austausch von Best-Practices zwischen den Ländern und Bund/Länder und die 
Stärkung der Vor-Ort-Kompetenz der Auftragsverwaltungen, die wir auch in 
Zukunft brauchen werden“, erklärte Hailer.  

 
 

 

 

 


